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Chronique générale

Finances publiques

Régime financier et dépenses

Im November 2022 reichte die FK-NR eine parlamentarische Initiative ein mit der
Forderung, dass die Finanzkommissionen bei Vorstössen und Erlassentwürfen von
Sachbereichskommissionen mit erheblichen finanziellen Auswirkungen zwingend
einbezogen werden müssen. Dies sollte es ihnen erlauben, ihren Auftrag, «sich mit allen
grundlegenden Fragen der finanziellen Führung des Bundes zu befassen»,
wahrzunehmen. Als Begründung führte die Kommission zahlreiche finanzpolitisch
wirksame Entscheide des Parlaments an, bei denen die Finanzkommissionen zuvor
nicht immer angehört worden waren – etwa die Aufstockung der Armeeausgaben oder
die indirekten Gegenvorschläge zur Gletscher- und zur Prämienentlastungsinitiative.
Einstimmig hiess die FK-SR die Initiative ihrer Schwesterkommission gut, woraufhin
diese nun einen Erlassentwurf erarbeiten wird. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 15.11.2022
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2023 präsentierte die FK-NR ihren Entwurf für einen zwingenden Einbezug der
Finanzkommissionen bei Vorlagen mit erheblichen finanziellen Auswirkungen in
Umsetzung ihrer parlamentarischen Initiative. Damit sollen die Finanzkommissionen
zwischen Ausarbeitung eines Entwurfs und Behandlung durch den Erstrat mehr
Einflussmöglichkeiten erhalten. Bei Erlassentwürfen «mit erheblichen finanziellen
Auswirkungen» sollten sie zukünftig zwingend zum Mitbericht eingeladen werden und
dabei auch finanzpolitische Anträge an die Räte stellen dürfen – bisher war die
Einladung an sie freiwillig, ausser bei Entwürfen für Verpflichtungskredite und
Zahlungsrahmen. Stammen entsprechende Erlassentwürfe von anderen Kommissionen,
müssten zukünftig nicht nur der Bundesrat, sondern auch die Finanzkommissionen zur
Stellungnahme eingeladen und ihre Änderungsvorschläge vor der Debatte im Erstrat
beraten werden. Gleichzeitig soll die FK-interne Schwelle für «Vorlagen mit erheblichen
finanziellen Auswirkungen» erhöht werden: Neu sollen sich die Kommissionen zu
Erlassentwürfen mit wiederkehrenden Ausgaben, Mehr- oder Mindereinnahmen von
über CHF 50 Mio. (anstelle der bisherigen CHF 25 Mio.) oder zu Erlassentwürfen mit
neuen einmaligen Ausgaben, Mehr- oder Mindereinnahmen von CHF 200 Mio. (anstelle
der bisherigen CHF 100 Mio.) äussern dürfen.
Also zweiter Bestandteil des vorgelegten Entwurfs schlug die FK-NR in
Übereinstimmung mit einer zweiten durch sie lancierten parlamentarischen Initiative
(Pa.Iv. 21.503) eine Änderung des Differenzbereinigungsverfahrens bei den
Planungsgrössen vor: Neu sollte die Einigungskonferenz nicht mehr nur bei den
Bundesbeschlüssen über die Legislaturplanung und über den Finanzplan, sondern auch
beim Bundesbeschluss über die Planungsgrössen im Voranschlag «zu jeder Differenz
einen Einigungsantrag» stellen können, über welche die Räte anschliessend einzeln
abzustimmen hätten. Bisher konnte der Vorschlag der Einigungskonferenz zu den
Planungsgrössen nur als Ganzes angenommen oder abgelehnt werden, wobei bei
Ablehnung auch die übereinstimmenden Entscheide der beiden Räte entfielen und
stattdessen die vom Bundesrat in seiner Botschaft vorgeschlagenen Planungsgrössen
galten. Um aber zukünftig inkohärente Beschlüsse etwa zwischen Planungsgrössen und
Voranschlag zu verhindern, sollten nun neu auch bei den Planungsgrössen einzelne
Anträge gestellt werden können.

Im August 2023 veröffentlichte der Bundesrat seine Stellungnahme zum
Kommissionsvorschlag. Er verzichtete darauf, die Änderungen zum Einbezug der
Finanzkommissionen beim Mitberichtsverfahren oder den Stellungnahmen zu
kommentieren, da diese «parlamentsinterne Prozesse» beträfen. Hingegen
befürwortete er die Änderung der Einigungsregeln bei den Planungsgrössen, da damit in
umstrittenen Fällen eine Ablehnung des ganzen Bundesbeschlusses verhindert werden
könne. Dadurch werde auch «das Instrument der Planungsgrössen sowie der Ziele,
Messgrössen und Sollwerte zu Leistungsgruppen» gestärkt. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 29.06.2023
ANJA HEIDELBERGER
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In der Herbstsession 2023 beriet der Nationalrat als Erstrat den Entwurf für einen
zwingenden Einbezug der Finanzkommissionen bei Vorlagen mit erheblichen
finanziellen Auswirkungen sowie für eine Änderung der Behandlung des
Bundesbeschlusses über die Planungsgrössen des Voranschlags. Die beiden
Kommissionssprecher Jean-Paul Gschwind (mitte, JU) und Roland Fischer (glp, LU)
präsentierten dem Rat die beiden Teilprojekte, wobei sie die besseren
Einflussmöglichkeiten für die Finanzkommissionen respektive den grösseren
Handlungsspielraum für das Parlament bei den Planungsgrössen hervorhoben. Während
die Änderungen zu den Planungsgrössen wenig umstritten waren und stillschweigend
angenommen wurden, beantragte eine Minderheit Gysi (sp, SG) die Ablehnung der
Kompetenzerweiterungen für die Finanzkommissionen. Barbara Gysi sprach dabei auch
als Vizepräsidentin der SGK-NR, die ebenfalls eine Streichung dieser Neuerung
forderte. Man wehre sich dagegen, dass die Finanzkommissionen mehr Rechte
erhielten als die Sachbereichskommissionen, erklärte sie. Die Finanzkommissionen
könnten sich bereits jetzt gegenüber den Sachbereichskommissionen äussern und
hätten zudem bereits teilweise die Möglichkeit, Anträge zu stellen. Eine Formalisierung
dieser Kompetenzen lehne man aus Zeitgründen und zur Verhinderung einer
«Übersteuerung der Sachpolitik durch die Finanzpolitik» ab. Mit 92 zu 86 Stimmen (bei
8 Enthaltungen) setzte sich die Minderheit auf Streichung dieser neuen Bestimmung in
der folgenden Abstimmung durch, wobei der Minderheitsantrag von Mehrheiten der SP,
FDP, Mitte und Grünen sowie von einer Minderheit der SVP unterstützt wurde. In der
Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 127 zu 53 Stimmen (bei 7
Enthaltungen) für den so veränderten Entwurf aus. Die ablehnenden Stimmen stammten
von einer Mehrheit der SP-Fraktion sowie von Minderheiten der SVP-, Mitte- und
Grünen-Fraktionen. Das SP-Votum auf Ablehnung des Entwurfs hatte Samuel Bendahan
(sp, VD) zuvor damit begründet, dass auch die weniger umstrittenen Punkte des
Entwurfs die Parlamentsarbeit administrativ verkomplizieren würden. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 27.09.2023
ANJA HEIDELBERGER

Als Zweitrat diskutierte der Ständerat in der Wintersession 2023 den Entwurf für einen
zwingenden Einbezug der Finanzkommissionen bei Vorlagen mit erheblichen
finanziellen Auswirkungen sowie für eine Änderung der Behandlung des
Bundesbeschlusses über die Planungsgrössen des Voranschlags. Die
Kommissionssprecherin Johanna Gapany (fdp, FR) empfahl dem Rat, im ersten
Teilprojekt zu den Planungsgrössen den Änderungen des Nationalrats zu folgen, was der
Ständerat auch stillschweigend tat. Im zweiten Teilprojekt zur Einbeziehung der
Finanzkommission empfahl sie ebenfalls dem Nationalrat zu folgen und somit der
Streichung der Kompetenzerweiterungen für die Finanzkommission zuzustimmen. Der
Ständerat folgte der Empfehlung der Kommissionssprecherin auch hier stillschweigend.
Uneinigkeit herrschte jedoch bezüglich des Verfahrens bei Erlassentwürfen von
Kommissionen, wobei die FK-SR vorschlug, dem Nationalrat zu folgen, welcher vorsah,
die Finanzkommission bei Erlassentwürfen der Kommissionen mit erheblichen
finanziellen Auswirkungen stärker einzubeziehen und zeitgleich mit dem Bundesrat zur
Stellungnahme einzuladen. Ein Gegenantrag der SPK-SR beantragte hingegen, bei
geltendem Recht zu bleiben und den stärkeren Einbezug der Finanzkommission nicht
gesetzlich zu verankern. Daniel Fässler (mitte, AI) begründete den Antrag der SPK-SR
damit, dass Finanzkommissionen bereits heute das Recht hätten, Mitberichte zu
erlassen, und die finanzpolitische Bewertung nicht nur Aufgabe der
Finanzkommissionen, sondern auch der Sachbereichskommissionen sei. Ausserdem
seien im Ständerat alle Mitglieder der Finanzkommissionen ebenfalls in
Sachbereichskommissionen vertreten, womit die finanzpolitische Kompetenz in den
Sachbereichskommissionen bereits sichergestellt sei. Peter Hegglin (mitte, ZG)
hingegen argumentierte für die Finanzkommission, dass es im Nationalrat selten bis nie
vorkomme, dass ein Mitglied sowohl in einer Sachbereichskommission als auch in der
Finanzkommission vertreten sei. Daher könne es passieren, dass Vorlagen mit
erheblichen finanziellen Auswirkungen, die in Sachbereichskommissionen vorbereitet
werden, der Finanzkommission nicht zur Kenntnis gebracht würden. Der Antrag der
SPK-SR wurde schliesslich mit 20 zu 17 Stimmen gegenüber dem Antrag der
Finanzkommission, dem Nationalrat zu folgen, angenommen. In der Gesamtabstimmung
sprach sich der Ständerat mit 36 zu 1 Stimmen deutlich für den veränderten Entwurf
aus, womit das Geschäft zurück an den Nationalrat ging. 4

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 12.12.2023
MIRJAM RODER
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In der Frühjahrssession 2024 bereinigte der Nationalrat die letzte Differenz beim
Entwurf für einen zwingenden Einbezug der Finanzkommissionen bei Vorlagen mit
erheblichen finanziellen Auswirkungen. Zuvor hatte der Ständerat den ursprünglich
von der FK-NR eingebrachten und vom Nationalrat angenommenen Antrag abgelehnt,
der vorsah, dass Sachbereichskommissionen die Stellungnahmen der
Finanzkommissionen zu Erlassentwürfen mit grossen finanziellen Folgen einholen
sollten. Obwohl dies für die FK-NR weiterhin ein grosses Anliegen sei, sähe sie keinen
zwingenden Bedarf, zur Erreichung dieses Ziels das Gesetz zu ändern. Stattdessen
möchte die FK-NR das Büro des Nationalrats bitten, den Informationsfluss zwischen
den Sachbereichskommissionen und der Finanzkommission bei Geschäften mit grossen
finanziellen Auswirkungen sicherzustellen, erklärte die Kommissionssprecherin Sarah
Wyss (sp, BS) im Nationalrat. Auch auf diese Weise würde die Finanzkommission über
die betreffenden Geschäfte informiert werden und könne diese ebenfalls diskutieren
sowie gegebenenfalls Stellungnahmen abgeben. Die Finanzkommission beantrage
daher, dem Ständerat zu folgen und die letzte Differenz zu bereinigen, damit das
Geschäft abgeschlossen werden könne. Der Nationalrat nahm diesen Antrag
diskussionslos an. 

In der Schlussabstimmung stimmten beide Räte dem Entwurf zu. Der Nationalrat tat
dies mit 186 zu 5 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) und der Ständerat stimmte einstimmig
mit 44 Stimmen und ebenfalls ohne Enthaltungen zu. 5

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 05.03.2024
MIRJAM RODER

1) Medienmitteilung FK-NR vom 10.11.22; Medienmitteilung FK-SR vom 16.11.22
2) BBl, 2023 2157; BBl, 2023 2158; BBl, 2023 2159
3) AB NR, 2023, S. 1984 ff.
4) AB SR, 2023, S. 1154 ff.
5) AB NR, 2024, S. 243 f.; BBI 2024 680
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